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Erläuternder Bericht des Vorstands zu den Angaben nach §289 Abs. 

4 und 5 HGB für das Geschäftsjahr 2016 

Übernahmerechtliche Angaben nach §315 Abs. 4 HGB 

Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals 

Das gezeichnete Kapital (Grundkapital) der paragon AG beträgt 4.526.266,00 Euro und ist eingeteilt in 

4.526.266 auf den Inhaber lautende nennwertlose Stammaktien (Stückaktien) mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital von jeweils 1,00 Euro. Sämtliche Aktien sind gewinnanteilsberechtigt. Jede 

Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

Aktienstimmrechts- oder Übertragungsbeschränkungen 

Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien betreffen, sind dem Vorstand nicht 

bekannt. 

10 Prozent der Stimmrechte überschreitende Kapitalbeteiligungen 

Zum 31. Dezember 2016 hielt der Vorstandsvorsitzende der Gesellschaft 50 Prozent plus 1 Aktie des 

Grundkapitals der Gesellschaft. 

Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen 

Es existieren keine Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen. 

Art der Stimmrechtskontrolle, wenn Arbeitnehmer am Kapital beteiligt sind 

Soweit Arbeitnehmer als Aktionäre am Kapital beteiligt sind, können sie daraus keine besonderen 

Rechte herleiten. 

Ernennung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands und Änderung der Satzung 

Bezüglich der Regelungen zur Ernennung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands wird auf die 

gesetzlichen Vorschriften der §§ 84 und 85 AktG verwiesen. 

Bezüglich der Regelungen zur Änderung der Satzung wird auf die gesetzlichen Vorschriften der §§ 133 

und 179 AktG verwiesen. 

Befugnisse des Vorstands zur Aktienausgabe 

Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 27. April 2016 ermächtigt, das 

Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis einschließlich zum 26. April 2021 

einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 2.057.394,00 Euro gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

durch Ausgabe von bis zu 2.057.394 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag 

(Stückaktien) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016/I). 



 
 

2 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in den in § 5 Nr. 6 der Satzung 

der Gesellschaft in der Fassung vom Oktober 2016 genannten Fällen auszuschließen. 

Nach Durchführung der am 5. Oktober 2016 vom Vorstand mit taggleicher Zustimmung des 

Aufsichtsrats beschlossenen Kapitalerhöhung um 411.478,00 Euro auf 4.526.266,00 Euro durch 

Ausgabe von 411.478 neuen, auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stammaktien (Stückaktien) 

verfügte die Gesellschaft zum Bilanzstichtag noch über ein Genehmigtes Kapital 2016/I in Höhe von 

1.645.916,00 Euro. 

Mit Hauptversammlungsbeschluss vom 9. Mai 2012 ist eine bedingte Erhöhung des Grundkapitals um 

410.000,00 Euro durch Ausgabe von bis zu 410.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien 

ohne Nennbetrag (Stückaktien) beschlossen worden (Bedingtes Kapital 2012/I). 

Das Bedingte Kapital 2012/I dient ausschließlich der Sicherung von Bezugsrechten, die aufgrund der 

Ermächtigung der Hauptversammlung vom 9. Mai 2012 im Rahmen des Aktienoptionsprogrammes 

2012 in der Zeit bis einschließlich zum 8. Mai 2017 an Vorstandsmitglieder und Arbeitnehmer der 

Gesellschaft ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

Bezugsrechte ausgegeben werden und deren Inhaber von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der 

Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien 

gewährt oder Barausgleich leistet. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 

dem sie durch Ausübung des Bezugsrechts entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen. Soweit der Vorstand betroffen ist, ist der Aufsichtsrat entsprechend 

ermächtigt. Der Aufsichtsrat ist des Weiteren ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der 

jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen. 

Des Weiteren ist mit Hauptversammlungsbeschluss vom 9. Mai 2012 eine bedingte Erhöhung des 

Grundkapitals um 1.647.394 Euro durch Ausgabe von bis zu 1.647.394 neuen, auf den Inhaber 

lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) beschlossen worden (Bedingtes Kapital 

2012/II). 

Die bedingte Kapitalerhöhung (Bedingtes Kapital 2012/II) dient ausschließlich der Gewährung von 

Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die von 

der Gesellschaft oder von Konzerngesellschaften im Sinne des § 18 AktG, an denen die Gesellschaft 

unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90% beteiligt ist, aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 9. Mai 2012 bis einschließlich 8. Mai 2017 begeben bzw. garantiert 

werden. 

Der Vorstand wurde im selben Beschluss der Hauptversammlung ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates bis einschließlich 8. Mai 2017 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende 

Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 100.000.000,00 

Euro mit einer Laufzeit von bis zu 20 Jahren zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern der 

jeweiligen Schuldverschreibungen Options- oder Wandlungsrechte und/oder -pflichten auf insgesamt 

bis zu 1.647.394 auf den Inhaber lautende Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) der 

Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt 1.647.394,00 Euro nach 

näherer Maßgabe der jeweiligen Schuldverschreibungen zu gewähren oder aufzuerlegen. 
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Kontrollwechsel und Entschädigungsvereinbarungen 

Besondere Regelungen für den Fall eines Kontrollwechsels (Change of Control) oder besondere 

Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft für den Fall eines Übernahmeangebots bestehen nicht. 

Beschreibung der wesentlichen Merkmale des internen Kontroll- und des 

Risikomanagementsystems im Hinblick auf den 

Konzernrechnungslegungsprozess (§315 Abs. 2 Nr. 5 HGB) 

Da das interne Kontroll- und Risikomanagementsystem gesetzlich nicht definiert ist, lehnt sich paragon 

an die Definition des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V., Düsseldorf, zum 

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystem an (IDW PS 261). 

Unter einem internen Kontrollsystem werden danach die vom Management im Unternehmen 

eingeführten Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen verstanden, die auf die organisatorische 

Umsetzung der Entscheidungen des Managements gerichtet sind. Dabei werden folgende 

Zielsetzungen angestrebt: 

a) Sicherung der Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftstätigkeit (inkl. Schutz des 

Vermögens, einschließlich der Verhinderung und Aufdeckung von Vermögensschädigungen), 

b) Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der internen und externen Rechnungslegung sowie 

c) Einhaltung der für das Unternehmen maßgeblichen gesetzlichen und satzungsmäßigen 

Regelungen. 

Das Risikomanagementsystem des Konzerns beinhaltet die Gesamtheit aller organisatorischen 

Regelungen und Maßnahmen zur Risikoerkennung und zum Umgang mit den Risiken 

unternehmerischer Betätigung. 

Der Vorstand der paragon AG trägt die Gesamtverantwortung für das interne Kontroll- und 

Risikomanagementsystem im Hinblick auf den Rechnungslegungsprozess. Die Grundsätze, 

Verfahrensanweisungen, die Aufbau- und Ablauforganisation sowie die Prozesse des 

rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll- und Risikomanagementsystems sind in 

Organisationsanweisungen niedergelegt, die in regelmäßigen Abständen an aktuelle externe und 

interne Entwicklungen angepasst werden. 

In Anbetracht der Größe und Komplexität des Rechnungslegungsprozesses hat das Management den 

Umfang und die Ausgestaltung der Kontrollaktivitäten bestimmt und in diesen Prozess implementiert. 

Daneben wurden prozessunabhängige Kontrollen eingerichtet. Die Kontrollaktivitäten adressieren 

diejenigen Kontrollrisiken, die hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit und ihrer Auswirkung die 

Bilanzierung und die Gesamtaussage des Konzernabschlusses einschließlich Konzernlagebericht 

maßgeblich beeinflussen können. Zu den wesentlichen Grundsätzen, Verfahren und Maßnahmen sowie 

Kontrollaktivitäten gehören: 

• Identifikation der wesentlichen Kontrollrisiken mit Relevanz für den 

Rechnungslegungsprozess, 

• Prozessunabhängige Kontrollen zur Überwachung des Rechnungslegungsprozesses und 

deren Ergebnisse auf Ebene des Vorstands der paragon AG, 
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• Kontrollaktivitäten im Rechnungswesen und im Controlling der paragon AG, die wesentliche 

Informationen für die Aufstellung des Jahresabschlusses einschließlich des Lageberichts 

bereitstellen, inklusive der erforderlichen Funktionstrennung und eingerichteter 

Genehmigungsprozesse, 

• Maßnahmen, die die ordnungsgemäße EDV-gestützte Verarbeitung von 

rechnungslegungsbezogenen Informationen sicherstellen. 

 

Delbrück, den 3. März 2017 

 

paragon Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 

 


